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étrangers destinés à être transportés à Naples.17 De même, il y avait des enrôle­
ments dans ce dernier pays.

Le second point concerne une pétition de Suisses domiciliés à Palerme, pétition 
que nous joignons aux actes avec la lettre d’accompagnement du consul18, et cela à 
plus forte raison qu’elle est adressée à la haute Assemblée fédérale. A l’instar 
d’une pétition antérieure venant de Naples19, elle appelle l’attention sur les dan­
gers qui pourraient résulter pour la propriété et l’avenir des réclamants en géné­
ral, ainsi que pour le commerce suisse, d’un conflit avec le Gouvernement sicilien 
à l’occasion des capitulations.

Ici se termine notre rapport sur la situation actuelle de l’affaire. Aux termes de 
votre arrêté du 10 [sic pour 20/juin, nous aurions dû l’accompagner encore de 
propositions ultérieures. Toutefois, comme indépendamment de ce que les actes 
sont incomplets, les hauts Etats de Schwyz et de Soleure ont, en conformité de 
l’article 81 de la Constitution fédérale, adressé des propositions à la haute Assem­
blée fédérale, nous croyons devoir laisser à votre décision la question de savoir si 
vous entrerez en matière sur ces propositions, conjointement avec le présent rap­
port, ou si vous les renverrez à notre préavis.20

17. Rapport de F ehr au Conseil fédéral (E 2 /1 340).
18. Pétition du 2 7  juin 1849, accompagnée d ’une lettre du Consul général de Suisse à Naples, 
G. Meuricoffre, du 4 juillet 1 8 4 9 (E  2 /2 329).
19. Voir note 4.
20. Renvoyé au Conseil fédéral par l ’arrêté fédéral du 13 décembre 1849 (non reproduit). Voir 
aussi le message du Conseil fédéral à l ’Assemblée fédérale du 3 novembre 1850  (FF 1850 III, 
p. 3 9 9 - 4 2 1 ) .
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Le Chargé d ’affaires de Suisse à Vienne, L. Steiger, 
au Président de la Confédération, J. Furrer

R N° 114 Wien, 30. November 1849

Die im Sinne der radicalen Partei ausgefallenen Wahlen in Genf haben mich 
neuerdings veranlasst, mein strenges und unermüdetes Augenmerk auf die Poli­
tik gegenüber der Schweiz zu verfolgen und ich sehe mich zufolge mir durch ver­
trauliche Mittheilung gemachter Eröffnungen veranlasst, Ew. Titl. die unumwun­
denen und, wie ich annehmen darf, zuverlässigen Ansichten zu äussern, welche 
sich in der Politik der Grossmächte kund geben. Wie ich in meiner Depesche vom 
26. d. M.1 mitzutheilen die Ehre hatte, ist der Eindruck, welchen die Genfer Wah­
len hier hervorgebracht haben, kein günstiger zu nennen und man beurtheilte sol-

1. E 2200 Wien 1 /14 .
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che mit einiger Besorgnis gegenüber dem Auslande. Ich bin heute im Falle, in 
ganz confidentieller Weise von einer Unterredung zu berichten, welche ich des­
halb neuerdings mit dem französischen Gesandten, Hr. von Beaumont, hatte. 
Derselbe hatte vor Kurzem eine sehr ausführliche Unterredung mit dem Fürsten 
Schwarzenberg, welche grösstentheils die Schweizerangelegenheiten betraf und 
wobei sich Gesinnungen des Österreichischen Cabinettes kund gaben, welche 
dem Einflüsse anderer Triebfedern als dem eigenen Ermessen zu Grunde gelegt 
werden dürften. Die Äusserungen des Fürsten waren in Bezug auf die inneren 
Angelegenheiten der Schweiz nicht mehr jener wohlwollenden A rt und freund­
schaftlicher Gesinnung, wie noch vor kurzer Zeit; es ist in denselben eine nicht 
unbedeutende Veränderung eingetreten. Ich will nicht zögern, Ew.Titl. diese 
Eröffnungen in ihrem ganzen Umfange mitzutheilen, da H. von Beaumont die 
Güte hatte, mir den vollständigen Inhalt der deshalb an seine Regierung gerichte­
ten Depesche anzuvertrauen: Der Fürst Schwarzenberg begann die Diskussion in 
einer etwas gereizten Stimmung wegen der Flüchtlingsverhältnisse und äusserte 
sich, dass er es als eine nunmehrige Nothwendigkeit betrachte, an die Schweiz 
Forderungen zu stellen, dass diese gefährlichen Elemente, welche fortwährend 
die Ruhe Europas bedrohen, entfernt und die Schweiz gezwungen werde, G aran­
tien zu geben, dass diesem precären Zustande ein Ende gemacht werde. Die deut­
schen Cabinette seien damit vollkommen einverstanden und er zweifle nicht, dass 
Frankreich seine Mitwirkung in dieser Angelegenheit nicht verweigern werde. 
Man werde die Forderungen an die Schweiz stellen, dass die Flüchtlinge entfernt 
werden müssten, da es bei der gegenwärtigen Lage Europas eine Hauptbedingung 
sei, die revolutionären Elemente zu entfernen, wenn die Ruhe des Continentes 
von Dauer sein soll. Der Fürst äusserte sich ferner, dass im Falle die Schweiz sich 
weigern würde, den friedlichen Vorschlägen der Cabinette Gehör zu schenken 
und sie darauf beharre, keinerlei Concessionen zu gewähren, welche eine G aran­
tie für die Zukunft geben, was hauptsächlich in der Beschränkung des Asylrechtes 
und in der Entfernung der revolutionären Elemente liegen dürfte, man nicht 
zurück schrecken würde, das mit Waffengewalt zu fordern, was auf friedlich 
diplomatischem Wege zu erlangen nicht möglich sei. Ein Umstand, welcher H. 
von Beaumont besonders jedoch beruhigend auffiel, war derjenige, dass der Fürst 
einer Verständigung mit Russland mit keinem Wort erwähnte. Dies war der unge­
fähre und wesentliche Inhalt der Worte des Herrn Ministerpräsidenten; wenn es 
mir auch nicht möglich war, genau den Wortlaut im Gedächtnis zu behalten, so 
glaube ich doch, dem Sinne derselben in obiger Mittheilung wesentlich gefolgt zu 
sein. Die Antwort des H. von Beaumont war, wenn auch nicht vollkommen ver­
neinender Art, jedoch noch viel weniger den Ansichten des Fürsten Schwarzen­
berg entsprechend. Sie lautete im Wesentlichen im folgenden Sinne: Die Regie­
rung Frankreichs erkennt gleich der Österreichischen allerdings die Gefahren an, 
welche durch die Beherbergung der Flüchtlinge in der Schweiz der allgemeinen 
Ordnung drohe, und Frankreich sei vielleicht mehr als jeder andere Staat durch 
dieselben bedroht, da seine Gränzen eine viel gefährlichere Nachbarschaft beher­
bergen als die Gränzen Österreichs, auch habe die französische Regierung ein 
genaues Augenmerk darauf gerichtet. Es liege daher allerdings im Interesse der 
französischen Regierung, in dieser Beziehung die Ansichten des Österreichi­
schen Cabinettes zu unterstützen, jedoch handle es sich um die wichtige Frage, in
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welchem Sinne Österreich an die Eidgenossenschaft seine Forderungen stellen 
wolle. Wenn es sich darum handle, von der Schweiz Garantien zu verlangen, wel­
che die internationalen Verhältnisse anbetreffen, dass die Elemente aus dem 
Gebiete der Eidgenossenschaft entfernt werden sollen, welche Besorgnis erregen 
können, dass solche geeignet seien, die gesellschaftliche Ordnung in Europa zu 
bedrohen, was man allerdings von Leuten annehmen könne, welche in einer 
Umwälzung ihr Element finden, keine Heimath und kein bindendes Eigenthum 
haben, so könne man dies nur als eine Forderung der Billigkeit betrachten und es 
liege eben so sehr im Interesse der französischen Regierung wie in demjenigen der 
anderen Mächte, diesem Grundsätze die Bestimmung und Mithülfe nicht zu ver­
sagen. Wolle man dies jedoch durch Waffengewalt erzwingen? die Integrität des 
eidgenössischen Gebietes verletzen? und vielleicht einen Einfluss auf die inneren 
Angelegenheiten der Schweiz ausüben? Solchen Ansichten würde sich Frank­
reich nie geneigt zeigen und entschieden dagegen auftreten, indem es nie zugeben 
werde, dass die Institutionen der Eidgenossenschaft angegriffen würden. Frank­
reich garantire die Unabhängigkeit des schweizerischen Gebietes, wenn es auch 
nicht dagegen opponiren werde, dass man eine Forderung der Beschränkung des 
Asylrechtes an die Eidgenossenschaft richte, so wolle es doch das Princip des 
Asylrechtes gewahrt wissen und solches vertheidigen. Die französische Regie­
rung werde allerdings zur Sicherheit seiner eigenen Staaten die Entfernung der 
Flüchtlinge vom Gebiete der Eidgenossenschaft fordern, allein sie weigere sich 
entschieden, denjenigen Absichten Gehör zu geben, welche einen Einfluss auf die 
Institutionen und Integrität der Eidgenossenschaft ausüben wollten. Fürst 
Schwarzenberg ging sodann auf die Neuenburger Frage über, wobei er die 
Ansprüche Preussens vertheidigte und eine Bevorwortung von Seite des Öster­
reichischen Cabinetts zu Gunsten Preussens durchblicken liess, indem er auf die 
Aufrechterhaltung der Verträge von 1815 anspielte. H. von Beaumont erwie- 
derte auf diese Bemerkung des Fürsten sehr treffend, dass die Verträge von 1815 
durch die Preussische Regierung durch die Einverleibung des Gebietes von 
Hohenzollern selbst verletzt worden, und daher nicht darauf gepocht werden 
könne. Jedenfalls werde Frankreich es nie zugeben, dass der frühere Zustand des 
Cantons Neuchâtel wieder eingeführt werde, indem der jetzige Zustand den 
Interessen Frankreichs sowohl als der Schweiz besser Zusage, und die französische 
Regierung jeder Änderung entschieden entgegentreten werde. Da H. von Beau­
mont mir mit einem so schmeichelhaften Zutrauen entgegenkam, so sah auch ich 
mich genöthigt, sein Vertrauen mit gleichem Vertrauen zu erwiedern, indem ich 
ihm in gedrängter Kürze mittheilte, was Ew. Titl. mir mit Depesche vom 11./ 
15. d. M.2 eröffneten. Sehr willkommen wäre es mir jedoch, zu wissen, in welchem 
Sinne die von dem Bundesrathe gemachten Annäherungen3 von dem preussi- 
schen Cabinette aufgenommen worden sind. Ich hielt es für meine Pflicht, 
Ew. Titl. den genauen Verlauf dieser Eröffnungen mitzutheilen und bitte, solchen 
als einen streng confidentiellen Beweis der freundschaftlichen Gesinnungen zu 
betrachten, welche der Gesandte der französischen Republik für den Repräsen­
tanten der Eidgenossenschaft hegt und welche zu erhalten ich eifrig bemüht sein

2. E 2200 Wien 1/37.
3. Cf. N° 54, annexe.
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werde, um ferner im Falle sein zu können, diese Angelegenheit zu überwachen. 
Wenn auch nicht anzunehmen ist, dass die Worte des Fürsten Schwarzenberg eine 
deklarirte Hostilität gegen die Eidgenossenschaft beurkunden, und mehr viel­
leicht darauf hinzielten, die Gesinnung der französischen Regierung zu erfor­
schen, so ist es doch jedenfalls höchst wichtig, zu wissen, dass die Absichten nicht 
ferne liegen, und man bemüht ist, die französische Regierung zu gleichen Ansich­
ten zu bewegen.

[ . . . ]
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Le Conseil fédéral au Conseil national

Copie
R Berne, 13 décembre 1849

Par arrêté du 10 courant1, vous nous avez renvoyé une pétition de l’Association 
patriotique de Bâle datée du 8 décembre;2 nous avons l’honneur de vous commu­
niquer à cet égard ce qui suit:

Les pétitionnaires appellent votre attention sur le sort des Suisses retenus pri­
sonniers à Rastatt, puis ils déclarent ne pas vouloir examiner si le Conseil fédéral a 
fait des démarches dans le but d’obtenir leur élargissement et quelles sont ces 
démarches; toutefois ayant appris par des soi-disant déclarations du commandant 
de la forteresse qu’à la première réclamation de la part de la Suisse, l’élargisse­
ment des prisonniers aurait lieu, ils adressent au Conseil national l’invitation pres­
sante de charger le Conseil fédéral de faire immédiatement les démarches conve­
nables en vue d’obtenir la mise en liberté de tous les Suisses prisonniers à Rastatt.

Nous ne pouvons nous empêcher de faire précéder ici quelques observations 
sur le caractère particulier de cette pétition ou pour parler plus exactement, de 
cette réclamation; s’il y a plainte portée au sujet d’actes positifs ou de non accom­
plissement de devoirs du Conseil fédéral, c’est là un droit constitutionnel, et il est 
fort naturel que l’Assemblée fédérale nous requière de lui faire rapport pour avi­
ser ensuite selon les circonstances. Mais il n’en est pas de même quand les auteurs 
de la pétition eux-mêmes viennent déclarer qu’ils ignorent et ne veulent pas exa­
miner si le Conseil fédéral a fait quelque chose et ce qu’il a fait dans une affaire qui 
leur tient à cœur, et cependant, ils portent plainte devant le Conseil national.

En pareille circonstance, les pétitionnaires auraient plus convenablement agi 
en s’adressant directement au Conseil fédéral.

Passant à la chose elle-même, nous avons l’honneur de vous annoncer que nous 
n’avons cessé d’y vouer notre attention. Il ne saurait vous avoir échappé que dans 
les premiers temps, après la répression de l’insurrection, en présence d’une domi-

1. E 1001(C)d 1 /2 , n° 588.
2. Non reproduite.
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